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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 2000 Ausgegeben am 11. Juli 2000 Teil I

47. Bundesgesetz: Änderung des Forschungsorganisationsgesetzes
(NR: GP XXI AB 163 S. 29. BR: AB 6149 S. 666.)

47. Bundesgesetz, mit dem das Forschungsorganisationsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Forschungsorganisationsgesetz – FOG, BGBl. Nr. 341/1981, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 49/1997, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 1 Abs. 1 Z 7 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 8 angefügt:

„8. die Gleichbehandlung von Frauen und Männern sowie die Gleichwertigkeit der Frauen- und
Geschlechterforschung mit anderen Forschungsbereichen.“

2. In § 1 Abs. 2 Z 4 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:

„insbesondere die Erhöhung des Frauenanteils im Bereich des universitären und außeruniversitären
wissenschaftlichen Nachwuchses.“

3. § 2 und § 3 samt Überschrift entfallen.

4. Die Überschrift zu §§ 6 bis 8 lautet:
„B. Berichtswesen“

5. § 8 lautet:

„§ 8. (1) Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur hat im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie dem Nationalrat bis zum 1. Juni eines jeden
Jahres einen Lagebericht über die aus Bundesmitteln geförderte Forschung, Technologie und Innovation
in Österreich vorzulegen.

(2) Die Bundesregierung hat dem Nationalrat in Abständen von drei Jahren bis zum 1. Juni des
betroffenen Jahres einen umfassenden Bericht über die Lage und Bedürfnisse von Forschung,
Technologie und Innovation in Österreich vorzulegen.“

6. § 10 erhält die Bezeichnung § 10 Abs. 1; dem Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Auf förderungswürdige, bereits erbrachte und beabsichtigte Leistungen von jungen universitären
und außeruniversitären Forscherinnen ist besonders Bedacht zu nehmen.“

7. § 13 Abs. 1 und 2 lauten:

„(1) Die Vergabe von Forschungsaufträgen und Aufträgen für sonstige wissenschaftliche Unter-
suchungen (Expertengutachten) hat, soweit besondere bundesgesetzliche Regelungen nicht bestehen, nach
der ÖNORM A 2050 aus 1993 zu erfolgen.

(2) Zu den Einzelheiten der Vergabe und deren Durchführung hat die Bundesregierung Richtlinien
zu erlassen, die dem Rechnungshof zur Kenntnis zu bringen und im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zu
veröffentlichen sind.“

8. § 13 Abs. 4 entfällt.

9. § 14 samt Überschrift entfällt.

10. § 18 lautet:

„§ 18. (1) Die Geologische Bundesanstalt ist eine Einrichtung des Bundes und untersteht dem
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Sie dient dem Bund als zentrale Informations- und
Beratungsstelle im Bereich der Geowissenschaften und hat bei ihrer Tätigkeit auf die Entwicklung der
Wissenschaften, auf die Wirtschaftlichkeit und auf die gesellschaftlichen Bedürfnisse Bedacht zu nehmen.
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(2) Ihre Aufgaben umfassen insbesondere:
1. Untersuchungen und Forschung in den Bereichen der Geowissenschaften und Geotechnik mittels

dem jeweiligen Stand der Technik und Forschung entsprechenden Methoden. Im Besonderen sind
dies die geowissenschaftliche Landesaufnahme, die Erfassung und Bewertung von geogen
bedingten Naturgefahren, von Vorkommen mineralischer Roh- und Grundstoffe mit dem
besonderen Zweck der Durchforschung des Bundesgebietes nach nutzbaren Lagerstätten, sowie
die hydrogeologische Erfassung und Bewertung von Trink- und Nutzwasservorkommen;

2. Erstellung von Gutachten und Planungsunterlagen in diesen Bereichen;
3. Sammlung, Bearbeitung und Evidenthaltung der Ergebnisse ihrer Untersuchungen und Forschung

sowie Dokumentation über diese Bereiche unter Anwendung moderner Informationstechno-
logien;

4. Zusammenarbeit mit den Einrichtungen des staatlichen Krisenmanagements.

(3) Die gesammelten und/oder gespeicherten geowissenschaftlichen Daten sind weder amtliche
Werke im Sinne des Urheberrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 111/1936, noch Daten im Sinne des § 2 des
Umweltinformationsgesetzes, BGBl. Nr. 495/1993, mit Ausnahme solcher über die Böden- und
Gewässergüte gemäß Abs. 2 Z 3. Entsprechende Daten dienen ausschließlich der Information über Fragen
des Umweltschutzes und dürfen keinesfalls kommerziell genutzt werden.

(4) Sofern es die Erfüllung der fachlichen Aufgaben für die Bundesverwaltung zulässt, hat die
Anstalt auch anderen natürlichen und juristischen Personen im Rahmen ihres Aufgabenbereiches
Leistungen zu erbringen. Arbeiten für Gebietskörperschaften und Arbeiten, die im öffentlichen Interesse
liegen, sind bevorzugt zu behandeln.

(5) Der Geologischen Bundesanstalt können vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und
Kultur im öffentlichen Interesse liegende wissenschaftliche Arbeiten übertragen werden. Die ordnungs-
gemäße Erfüllung der Aufgaben dieser Anstalt darf durch solche Arbeiten nicht beeinträchtigt werden.
Ein Anspruch auf ein Entgelt für solche Arbeiten besteht nicht. Der Bundesminister für Bildung,
Wissenschaft und Kultur kann der Anstalt auch Forschungsaufträge und Aufträge zur Durchführung
sonstiger wissenschaftlicher Untersuchungen unter Anwendung der §§ 12, 13 in Verbindung mit § 18a
Abs. 1 Z 2 erteilen.“

11. Nach § 18 wird folgender § 18a angefügt:

„§ 18a. (1) Der Geologischen Bundesanstalt kommt insofern Rechtspersönlichkeit zu, als sie
berechtigt ist, im eigenen Namen

1. durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte Vermögen und Rechte zu erwerben;
2. Verträge über die Durchführung wissenschaftlicher Arbeiten in ihrem Aufgabenbereich im

Auftrag Dritter (einschließlich Bundesdienststellen) abzuschließen;
3. Druckwerke, Ton-, Bild- und sonstige Datenträger, Repliken sowie sonstige Artikel, die mit der

Tätigkeit der Anstalt in unmittelbarem Zusammenhang stehen, beispielsweise durch Beteiligung
an Gesellschaften und Genossenschaften herzustellen, zu verlegen und zu vertreiben sowie von
ihr entwickelte Methoden und deren Ergebnisse zu vertreiben;

4. Fachveranstaltungen durchzuführen;
5. mit Genehmigung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Kultur die Mitgliedschaft

zu Vereinen, anderen juristischen Personen und zwischenstaatlichen Organisationen, deren
Zweck ihren Aufgaben entspricht, zu erwerben;

6. Förderungen des Bundes, soweit sie im Zusammenhang mit der Beteiligung an internationalen
Forschungsprogrammen stehen, sowie Förderungen anderer Rechtsträger entgegenzunehmen;

7. von Vermögen und Rechten, die sie aus Rechtsgeschäften gemäß Z 1 bis 6 erworben hat, zur
Erfüllung ihrer Zwecke Gebrauch zu machen.

(2) Im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit wird die Geologische Bundesanstalt durch ihren Leiter
vertreten. Bei der Durchführung von Verträgen im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit kann der Leiter den im
jeweiligen Vertrag mit der Vertragserfüllung verantwortlich betrauten Dienststellenangehörigen (Projekt-
leiter/Projektleiterin) zum Abschluss der für die Vertragserfüllung erforderlichen Rechtsgeschäfte namens
der Anstalt und zur Verfügung über Geldmittel im Rahmen der Einnahmen aus diesen Verträgen
ermächtigen. Für Verbindlichkeiten, die im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit entstehen, trifft den Bund
keine Haftung.

(3) Auf Arbeitsverhältnisse im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit ist das privatrechtlich jeweils
erforderliche Gesetz, wie zum Beispiel das Angestelltengesetz, anzuwenden.
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(4) Soweit die Anstalt im Rahmen ihrer Teilrechtsfähigkeit tätig wird, hat sie die Grundsätze eines
ordentlichen Kaufmannes zu beachten. Sie hat dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur
in der von diesem festzusetzenden Form jährlich einen Gebarungsvorschlag sowie einen Rechnungs-
abschluss vorzulegen. Die Geschäftsabwicklung, die Buchführung sowie die sonstige Vermögens-,
Personal- und Inventarverwaltung im Rahmen des Abs. 1 kann die Anstalt selbst besorgen oder durch
Dritte besorgen lassen; gegen Entgelt können auch Einrichtungen des Bundes damit beauftragt werden.

(5) Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur kann Wirtschaftstreuhänder mit der
Prüfung der teilrechtsfähigen Gebarung der Anstalt hinsichtlich der Erfüllung der Verpflichtungen eines
ordentlichen Kaufmanns beauftragen. Die Kosten dafür sind von der Anstalt zu ersetzen.

(6) Die teilrechtsfähige Einrichtung unterliegt der Aufsicht des Bundesministers für Bildung,
Wissenschaft und Kultur sowie der Kontrolle des Rechnungshofes. Hierbei ist § 8 UOG 1993, BGBl.
Nr. 805/1993, sinngemäß anzuwenden.

(7) Die Übernahme von wissenschaftlichen Arbeiten gemäß Abs. 1 Z 2 ist nur zulässig, wenn da-
durch die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der Anstalt nicht beeinträchtigt wird. Ein schriftlicher
Vertrag ist auszufertigen, der insbesondere den Ersatz der Kosten zu enthalten hat. Die Vereinbarung
eines darüber hinausgehenden Entgelts ist zulässig. Die Verträge sind vom Leiter der Geologischen
Bundesanstalt zu unterfertigen. Wenn die zu vereinbarende Tätigkeit voraussichtlich länger als ein Jahr
dauern wird oder das zu vereinbarende Gesamtentgelt eines derartigen Vertrages fünf Millionen Schilling
übersteigt, bedarf der Vertragsabschluss der vorherigen Genehmigung des Bundesministers für Bildung,
Wissenschaft und Kultur. Über die Erteilung dieser Genehmigung ist innerhalb eines Monats zu
entscheiden. Erfolgt binnen eines Monats keine diesbezügliche Entscheidung des Bundesministers, gilt
die Genehmigung als erteilt. Wenn es sich voraussichtlich um laufende gleiche Arbeiten handelt und der
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur den Leiter zum Abschluss solcher Verträge generell
ermächtigt, entfällt die Vorlage des Vertragsentwurfs im Einzelfall.

(8) Die für die Durchführung von Arbeiten gemäß Abs. 1 sowie die für die Inanspruchnahme der
Ressourcen der Anstalt gemäß Abs. 4 letzter Satz zu entrichtenden Kostenersätze sind im Sinne des § 17
Abs. 5 des Bundeshaushaltsgesetzes zweckgebunden für die Nutzung von Personal, Räumen, Geräten und
Dienstleistungen der Anstalt zu verwenden.

(9) Die Geologische Bundesanstalt kann die von ihr genutzten Räumlichkeiten und Liegenschaften
nach Maßgabe der einschlägigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Bundes auch natürlichen und
juristischen Personen außerhalb des Bundes zur Verfügung stellen, soweit sie hiedurch bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. Diesbezügliche Vereinbarungen bedürfen jedoch der Genehmi-
gung durch den Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Dieser kann jedoch im Rahmen
der haushaltsrechtlichen Bestimmungen dem Leiter das Recht zur Entscheidung ohne Genehmigungs-
vorbehalt übertragen. Abs. 8 ist sinngemäß anzuwenden.“

12. § 21 Abs. 2 entfällt.

13. § 22 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik ist eine Einrichtung des Bundes. Sie führt
die Kurzbezeichnung „MET AUSTRIA“ und untersteht dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur.“

14. Dem § 22 Abs. 2 wird folgende Z 9 angefügt:

„9. Bereithaltung meteorologischer und geophysikalischer Daten und Informationen für das staatliche
Krisenmanagement und vergleichbare internationale Überwachungseinrichtungen hinsichtlich der
Beherrschung von der Natur oder von Menschen ausgelöster Katastrophen.“

15. Dem § 22 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Die meteorologischen und geophysikalischen Daten sind als Datensätze in einer Datenbank
gemäß der Urheberrechtsnovelle 1997, BGBl. I Nr. 25/1998, zu halten. Die gesammelten und/oder
erstellten Daten sind weder amtliche Werke im Sinne des Urheberrechtsgesetzes noch Daten im Sinne des
Umweltinformationsgesetzes, mit Ausnahme solcher über die Boden-, Gewässer- und Luftgüte gemäß
Abs. 2 Z 3. Allenfalls gemäß Umweltinformationsgesetz zugänglich gemachte Daten dienen ausschließ-
lich der Information über Fragen des Umweltschutzes und dürfen keinesfalls kommerziell verwendet
werden.“
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16. § 23 lautet:

„§ 23. (1) Wissenschaftliche Arbeiten schließen auch Arbeiten ein, die mit standardisierten
wissenschaftlichen Methoden Aussagen oder Vorhersagen über die zeitliche und/oder räumliche Vertei-
lung meteorologischer oder geophysikalischer Größen treffen einschließlich der anschaulichen Dar-
stellung und Präsentation der Ergebnisse.

(2) § 18 Abs. 5, § 18a sowie die §§ 19 und 20 gelten sinngemäß.“

17. § 26 Abs. 2 lautet:

„(2) Seine Aufgaben umfassen insbesondere die Förderung der Erforschung der österreichischen
Geschichte und die vertiefte Ausbildung für die Forschungsaufgaben der österreichischen Geschichts-
wissenschaften unter Einschluss der historischen Hilfswissenschaften, insbesondere auch durch Abhaltung
von Lehrgängen, Abnahme von Staatsprüfungen und Vergabe von Stipendien.“

18. Der bisherige Text des § 38 erhält die Absatzbezeichnung (1) und es wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) § 1 Abs. 1 Z 7, § 1 Abs. 2 Z 4, die §§ 8, 10, 13, 18 und 18a, § 22 Abs. 1, § 22 Abs. 2 Z 9, § 22
Abs. 6, § 23, § 26 Abs. 2 und § 38 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 47/2000 treten mit
1. Juli 2000 in Kraft und die §§ 2, 3, § 13 Abs. 4, § 14 und § 21 Abs. 2 mit 1. Juli 2000 außer Kraft.“

19. Dem § 38 wird folgender § 39 angefügt:

„§ 39. Mit der Vollziehung der §§ 8 Abs. 2, 11 Abs. 2 und 13 Abs. 2 ist die Bundesregierung,
hinsichtlich des § 8 Abs. 1 der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie und hinsichtlich der übrigen
Bestimmungen der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur betraut.“
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